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Beiblatt zur Parlaments~orre_sE.0ndl~mz l2 s Novembcr 1952. 

der ·J~bg(,., Dr. M i g s c h , Hin tor 1 e i t h n G r , 

S t a m pIe r und Genossen 

an den Bundesministor für Finanzen, 

betreffend Inscra'to staatlichür .Anstalt on in kommunistischen Zeitungen. 

-.-.-
Die Abgeordneten dur Sozialistischen Partei führen seit Jahren 

im Interesse der östorreichischen Steuerzahler und der österreichischen 

Geworb etreib enden einen entschiodonon Kampf gegen Geschäfto mit kommu­

nistischen Unternohmurlgeno Es muss immer wieder festgestellt wOl~den, 

dass Geschäftsverbindungen mit Kommunisten gerade duroh Personon odor 

Unternehmungen betrieben werden, die sich in dor Öffontlichkeit gerno 

als Scll".ltzpatrone der Froiheit bezeichnen. Es ist dabei glciche:,>Ültig, 

ob das Bestreben nach politischer ;Rückversicherung oder der Wunsch nach 

hemmungsloser Bereicherung die Boweggründe für diosos unpatriot:j.scho 

Verhalten bieten • 

.Der Widerstandskampf gegen das Vordringen der Volksdemokratie 

wird aber auch durch Schwächlinge in den anderen Besatzung~zonen ÖstQr­

reichs gefährdot. Das österreichische Postsparkassenamt inseriert bei ... 

spielsweise in der kommunistischen Tageszeitung für Oberösterreiohund 

Sal~burg "Neue Zei t n vom 8./9 .November 1952. Es b·efindot sich zwar da­

bei in Gesellschaft von Untornohmern der freien Wirtschaft, die sich­

offenbar durch ihre Geschäftsverbindungen zu USIi.-Betriobcn dem Druck 

zur Inseratonaufgabo nicht ontziehen könnenp Q,.; ist aber dennoch eine 

Schando. dass oine dem Dienstbereich des Herrn Finanzministers unter­

stehende staatliche Anstalt Steuergolder für die Bezahlung von Insera­

ten ~n kommunistischen Zoitungen ve~vcndot. 

Die gefertigten l~bgoordnct on richten daher an don Herrn Bundesmi­

nister flJ.r Finanzen dia nachstehonde 

A n frag e s 

Ist der Herr Bundesmilüster für Finanzen bereit, den seinom 

Bessort unterstehendon staatlichen ul1.d verstaatlichten Unternehmungen 

den verpflichtenden l.1.uftrag zu geben, keinerlei bezahlte lmkündigun .... 

gen in den kommunistischen Zoitungen' zu voröffcmtlich€ll'l, welche immer 

wiedor die StauElr- und Zollhintorziehungon dar USIA-Betriebe zu recht­

fortigen vorsuchon ? 
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